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Antrag 

der Abgeordneten Frau Unruh, Frau Beck-Oberdorf, Hoss und der Fraktion 
DIE GRÜNEN 


Zur Gleichbehandlung von Rentnern/innen, Beamten und Bundestagsabgeordneten 
bei der Reform der Alterssicherungssysteme 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Bei der Übertragung von Reformmaßnahmen des Rentenreform- 
gesetzes (RRG 1992) auf die Altersversorgung der Beamten ist ein 
Konsolidierungsvolumen in prozentual gleicher Höhe sicherzu- 
stellen. 

Bonn, den 18. Juli 1989 

Frau Unruh 

Frau Beck-Oberdorf 

Hoss 

Dr. Lippelt (Hannover), Frau Oesterle-Schwerin, Frau Dr. Vollmer und Fraktion 
Begründung 

Grundsätzlich ist eine Vereinheitlichung der unterschiedlichen 
Alterssicherungssysteme in der Bundesrepublik Deutschland an- 
zustreben, d. h. die Beamten sind in die gesetzliche Rentenversi- 
cherung einzubeziehen. Nur auf diese Weise ist zu garantieren, 
daß es zu keinen Ungleichbehandlungen zwischen unterschied- 
lichen Gruppen kommt und das Gleichheits- und Sozialstaatsge- 
bot des Grundgesetzes verwirklicht wird. Ebenso ist das Renten- 
reformgesetz in seiner vorliegenden Gestalt grundsätzlich abzu- 
lehnen, weil es nicht geeignet ist, das Problem einer angemesse- 
nen Alterssicherung der Mitglieder der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung zu lösen. 

Wenn jedoch eine Mehrheit des Deutschen Bundestages - wie 
bereits in erster Lesung beschlossen - eine Sparreform wie die des 
RRG 1992 durchführen will, dann müssen die beschlossenen Maß- 
nahmen für alle Alterssicherungssysteme gleichermaßen gelten 
, und darf die Altersversorgung der Beamten nicht davon ausge- 
nommen werden. Das ist aber bei dem vorliegenden Entwurf zur 
Reform der Be amten Versorgung der Fall, obwohl es in der zu- 



Drucksache 11/4965 


Deutscher Bundestag —11. Wahlperiode 


grundeliegenden Mehrheitsentschließung des Deutschen Bun- 
destages heißt, die „Änderung der Beamtenversorgung soll eine 
der Rentenreform adäquate Kostensenkung bewirken" (Druck- 
sache 11/4125 vom 7. März 1989). Die im Entwurf angegebenen 
Einsparungen von 4,5 Mrd. DM sind nur halb so hoch wie in der 
Rentenversicherung, wie ein Vergleich mit dem RRG zeigt. 

Berechnet auf das Jahr 2010 führt das RRG gegenüber dem 
geltenden Recht zu Einsparungen von ca. 35 Mrd. DM. Bezogen 
auf einen Betrag von 450 Mrd. DM, der im Jahr 2010 nach gel- 
tendem Recht an Renten gezahlt werden müßte, entspricht dies 
knapp 8 Prozent. 

In der Beamtenversorgung werden nach den vorüegenden Be- 
rechnungen im Jahr 2010 ca. 100 bis 110 Mrd. DM ausgezahlt. 
8 Prozent davon wären 8 bis 9 Mrd. DM, also doppelt soviel, wie 
mit 4,5 Mrd. DM an Einsparungen vorgesehen sind. 

Diese Schonung der Beamten ist um so fragwürdiger, als die 
Änderungen in der Beamtenversorgung auch auf die Altersversor- 
gung der Bundestagsabgeordneten übertragen werden sollen 
(Drucksache 11/4142 vom 8. März 1989). Die Beamten-Vorzugs- 
behandlung hat also den zusätzlichen Effekt, daß die Bundestags- 
abgeordneten mit ihrer eigenen Altersversorgung vor den von 
ihnen selber beschlossenen Einschränkungen in der Rentenver- 
sicherung verschont bleiben. Das Ansehen des Parlaments in der 
Öffentlichkeit würde damit weiteren Schaden leiden. 
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